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Steuerreform ohne Berücksichtigung ökologischer Belange? 

Reform ökologisch mitprägen 
In den letzten Jahren wurde viel über eine ökologische Steuerreform 
diskutiert. Doch bei den jetzigen Reformvorhaben spielt sie kaum eine Rolle 
obwohl sie sich gut in deren Zielsetzung einpassen würde. 

E Von Klaus Mackscheidt 
s ist sicherlich gewagt, vor Abschluß des 

Gesetzgebungsverfahrens bereits ein 

Resümee der aktuellen Steuerreform zu ziehen. 

Koalition und Opposition haben ihre Abstim-

mungsgespräche gerade begonnen. Dennoch 

hat sich vieles bereits geklärt - das wichtigste 

aus der Umweltperspektive: Auch diese Reform 

hat die ökologische Herausforderung nicht 

angenommen. Dies war angesichts der wirt-

schaftlichen und politischen Situaüon in der 

Bundesrepublik allerdings auch nicht zu erwar-

ten. Die Reformrichtung stand seit längerem 

fest. Im Mittelpunkt steht dabei der Versuch, 

das Investitionsklima in Deutschland und damit 

auch die Chancen des Industriestandortes 

Deutschland durch den Abbau von Steuerbela-

stungen zu verbessern. Von Ökosteuern erwar-

tet man sich dazu keinen Beitrag, und ange-

sichts des erneut entbrannten Streites um den 

„Jobkiller Umweltschutz" bestand auch keiner-

lei politische Neigung, bestehende Steuern 

umweltgerechter auszugestalten. 

Die nunmehr verhandelten Reformpläne kon-

zentrieren sich auf eine allgemeine Absenkung 

der Einkommens- und Körperschaftsteuerbe-

lastung, insbesondere auf eine deutliche Verrin-

gerung der für Investitionen relevanten Grenz-

steuersätze bei Gewinnen. Da hierdurch 

Mindereinnahmen in Höhe von knapp 82 Mrd. 

DM zu erwarten wären, die fiskalisch derzeit 

nicht verkraftbar erscheinen, gibt es verschiede-

ne Strategien zur Gegenfinanzierung. Zunächst 

werden innerhalb der Einkommen- und Körper-

schaftsteuer Maßnahmen zur sog. Verbreiterung 

der Bemessungsgrundlage ergriffen. Dazu 

gehören so unterschiedliche Regelungen wie 

Veränderungen bei bestimmten Rückstellungen 

und bei Abschreibungsverfahren, die Streichung 

der steuerlichen Befreiungen bei Zuschlägen für 

Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit oder eine 

umfangreichere Besteuerung von Renten. 

Geplant ist auch - als einzige unmittelbar 

umweltpolitisch interessante Maßnahme - die 

Einführung einer Entfernungspauschale zur 

Abgeltung der Aufwendungen der Arbeitnehmer 

für ihre Fahrten zwischen Wohnung und 

Arbeitsplatz, die unabhängig von der Art des 

Beförderungsmittels gewährt werden soll. Allzu 

große Wirkungen sollte man davon allerdings 

nicht erwarten. Zumal ein bisheriger Incentive 

zur Benutzung des ÖPNV - die Steuerfreiheit 

von Arbeitgeberzuschiissen für Berufspendler -

gestrichen werden soll. 

Die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 

wird nach den Angaben der Steuerreformkom-

mission zwar Mehreinnahmen von rd. 50 Mrd. 

DM erbringen. Unter Berücksichtigung der 

Tarifabsenkungen reduzieren sich die Mehrein-

nahmen nach Berechnungen der Kommission 

jedoch auf rd. 38 Mrd. DM. Anders formuliert 

errechnet sich daraus ein Haushaltsfehlbetrag 

von rd. 44 Mrd. DM. Dessen Deckung steht 

noch aus. Die Steuerreform-Kommission hat 

lediglich den Willen bekundet, eine Nettoentla-

stung von bis zu 30 Mrd. DM durchzuführen; in 

dieser Höhe müssen dann aber Ausgaben 

gekürzt werden - der Abbau von Steuervergün-

stigungen würde ja zu Zusatzbelastungen 

führen. Selbst wenn dieses Vorhaben gelänge, 

bliebe ein Finanzierungs-Restbedarf von rd. 14 

Mrd. DM, der nach dem Willen der Steuerre-

form-Kommission durch Umschichtung, d. h. 

aus dem Bereich der indirekten Steuern zu 

decken wäre. Unter Berücksichtigung des 

zusätzlich abzubauenden Solidaritätszuschlages 

mit einem Volumen von gegenwärtig rd. 32 

Mrd. DM wird sich also - dies läßt sich leicht 

voraussagen - die künftige Reformdiskussion 

auf die „Gegenfinanzierung" verlagern. Aus 

umweltpolitischer Sicht besteht dabei das 

Ärgernis darin, daß gegenwärtig als Finanzie-

rungsquelle vorrangig eine allgemeine Mehr-

wertsteuererhöhung propagiert wird und die 

Ökosteuerperspektiven in den Hintergrund 

gedrängt wurden. 

Die zuvor nur skizzenhaft dargestellten Verän-

derungen im Rahmen der Einkommen- und 

Körperschaftsteuer liegen einfach „im Trend 

der Zeit". Die Reformdiskussion ist nach einer 

Phase intensiver Erörterung ökologischer 

Steuerreformnotwendigkeiten vor einigen Jah-

ren in eine Standortdiskussion eingemündet. 

Die tatsächlichen oder vermeintlichen Stan-

dortschwächen bilden auch den Hintergrund 

für die jetzige Reform. Die Stoßrichtung war 

vorgegeben: Abbau ertragsunabhängiger 

Besteuerung und Senkung der Grenzsteuersät-

ze bei der Gewinnbesteuerung. Zusammen mit 

den außersteuerlichen Maßnahmen zur Sen-

kung von Lohnnebenkosten sollen so Investi-

tionen in Deutschland wieder attraktiver bzw. 

rentabler werden. Diese Reformtendenz kann 

generell nur begrüßt werden. Daß im Rahmen 

der z. Z. sehr emotional geführten Standortde-

batte Pläne zur Einführung neuer Ökosteuern 

zunächst einmal kaum Gehör und Gefallen 

und vor allem keine Mehrheiten finden wer-

den, ist verständlich. Ebenso verständlich 

erscheint es, daß in einer derartigen Konstel-

lation eher Pläne zur Steuersenkung als zur 

Umstrukturierung des Steuersystems unter 

Beibehaltung der Gesamtsteuerlast populär 

sind. Weniger plausibel ist es allerdings, daß -

wenn dann doch zur sog. Gegenfinanzierung 

andere Steuern erhöht und dadurch Verlage-

rungen von den direkten hin zu den indirekten 

Steuern eingeleitet werden - ökologische 

Umbauperspektiven völlig aus der Diskussion 

verdrängt werden. 

Die Diskussionen und Untersuchungen zu 

einem ökologischen Umbau des Steuersystems 

haben für die gegenwärtigen Finanzierungsnöte 

der Steuerreformer zwei Rezepte bereitgestellt, 

die in die laufenden Reformbemühungen hin-

einpassen: 

Zum einen lassen sich zur Gegenfinanzierung 

zahlreiche Steuervergünstigungen - vornehm-

lich im Bereich indirekter Steuern - streichen 

bzw. kürzen, die als umweltschädlich bzw. als 

umweltpolitisch unerwünscht einzustufen sind, 

wie z.B. Mineralölsteuerbefreiungen für Luft-

fahrt- und Schiffsbetriebsstoffe sowie oder spe-

zielle Kfz-Steuerbefreiungen. 

Zum anderen aber gibt es echte ökosteuerli-

che Alternativen zur Erhöhung der Mehrwert-

steuer. Die neueren Vorschläge für eine ökolo-

gische Reform des Steuersystems sind in ihrer 

Grundstruktur von den Überlegungen der 

Steuerreform-Kommission gar nicht so weit 

entfernt. Sie gehen sämtlich davon aus, daß 
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muß. Auch die Kontroverse im Zuge der Ren-

tenreformüberlegungen mit dem u. a. vom 

Bundesarbeitsminister vorgebrachten Vor-

schlag, zur Entlastung der Sozialversiche-

rungssysteme von „versicherungsfremden Lei-

stungen" eine Art Familienkasse aus 

zusätzlichem Steueraufkommen zu finanzie-

ren, hat gezeigt, daß im Zuge der Ökosteuer-

ausein-andersetzung entwickelte und seiner-

zeit als utopisch verschrieene Vorschläge 

langsam konsensfähig zu werden scheinen: 

Denn nahezu sämtliche Ökosteuervorschläge 

arbeiten in ihrem Kompensationsmodell mit 

Senkungen der Sozialversicherungsbeiträge 

durch Steuerfinanzierung der versicherungs-

fremden Leistungen. 

Bei aller Skepsis bleibt daher für Vertreter 

einer zumindest ökologisch mitgeprägten 

Steuerreform die Hoffnung, daß sich im Zuge 

der Finanzierungsnotwendigkeiten der Druck 

zur Entrümpelung des Steuersystems von 

umweltunverträglichen Vergünstigungen und 

zur Gegenßnanzierung mittels ökosteuerlicher 

Ansätze verstärkt. Dies wäre ein Signal für die 

weiteren Reformschritte im Steuerbereich, die 

mit der Kommunalsteuerreform, also mit dem 

überfälligen Umbau des Gewerbe- und Grund-

steuersvstems, noch bevorstehen. 

Dr. Klaus Mackscheidt " a m ! | 
F i of i ln ivers i lä t Köln fl 
Kontakt: Un ivers i tä t KOMI, Tel.: 0 2 2 1 / 4 7 0 - 2 3 0 2 

Förderung weiter zugunsten kleinerer Maßnah-

men verschoben habe. Im DtA-Umweltpro-

gramm sind Zusagen der Bank gegenüber dem 

Vorjahr um ein knappes Fünftel auf rund 1 , 4 
Milliarden Mark gestiegen. Bei den Bewilligun-

gen im ERP-Umwelt- und Energiesparpro-

gramm ist dagegen ein Rückgang um rund ein 

Viertel auf 3 , 4 Milliarden Mark zu verzeichnen. 

Laut DtA entfallen jetzt 9 8 Prozent aller Umwelt-

kredite auf kleine und mittlere Unternehmen. 

Aufgrund strenger Auflagen seien 1 9 9 6 im 

Durchschnitt nur noch 3 7 Prozent der Investi-

tionssumme aus dem ERP-Programm finanziert 

worden. Bei größeren Vorhaben lag die Förder-

quote sogar nur bei 3 0 Prozent. 

Kontakt: Deutsche Ausgleichsbank (DtA), 

Postfach 5 3 1 7 0 , 5 3 1 7 0 Bonn, Tel. 0 2 2 8 / 8 3 1 0 

• Exportfinanzierung: Der Schlüs-
sel zum globalen Umweltmarkt 

Die größten Absatzmärkte für Umwelttechnik he-

gen zwar in den OECD-Ländern, doch die größten 

Wachstumsraten werden für die kommenden Jah-

re für die Schwellen- und Reformländer vorherge-

sagt. Bis zum Jahr 2000 wird ein Volumen des glo-

balen Umweltmarktes von 300 Milliarden 

US-Dollar erwartet. Der Weltmarktanteil der soge-

nannten „emerging markets" soll bis zum Jahr 

2010 auf 20 Prozent ansteigen. Als besonders 

wachstumsstark gelten Mittel- und Osteuropa 

sowie Ost- und Südostasien, wo der Anteil am glo-

balen Umweltmarkt zwischen 1992 und dem Jahr 

2010 von vier auf 14 Prozent anwachsen soll. Um 

diese Märkte zu erschließen, benötigen Unterneh-

men geeignete Finanzierungsstrategien. Nur wer 

sich als Exporteur den besonderen wirtschaftli-

chen und politischen Rahmenbedingungen des 

Landes anpaßt, wird auf den „emerging markets" 

Erfolg haben. Regierungsprojekte in ihrer traditio-

nellen Form spielen aufgrund von Budgetbe-

schränkungen oder Privatisierungsbemühungen 

eine immer geringere Rolle. Oft erwarten potenti-

elle Kunden schon beim Angebot technischer Anla-

gen umfassende Finanzierungsvorschläge. Betrei-

bermodelle oder Build-operate-transfer (BOT) 

-Modelle sind inzwischen auf diesen Märkten übli-

che Finanzierungsmöglichkeiten. Beratung und 

Informationen über die immer komplexer wer-

dende Exportfinanzierung erhalten insbesondere 

mittelständische Betriebe aus der Umweltbranche 

beim Leipziger Institut ITUT (Internationales 

Transferzentrum für Umwelttechnik). 

Kontakt: ITUT, Zschortauer S t r . l A , 0 4 1 2 9 Leipzig, 
Tel. 0 3 4 1 / 6 0 9 6 7 - 1 0 , F a x - 3 0 

• Erste Ausgabe der UmweltBank 

Mit dem Umweltschatzbrief und Vorzugskondi-

tionen für ökologisches Bauen startete die 

Umweltbank AG von Nürnberg aus ihr bundes-

weites Bankgeschäft. Nach Erhalt der Vollbank-

lizenz nahm die Umweltbank im März diesen 

Jahres ihren Geschäftsbetrieb auf. Als ökologi-

sche Geldanlage bietet sie den Umweltschatz-

brief, eine auf den Namen lautende Bankschuld-

verschreibung. Mit Zinssätzen von 3,25 Prozent 

per anno bis 5,75 Prozent per anno und Lauf-

zeiten von einem bis zehn Jahren hegt der 

Umweltschatzbrief mit der längsten Laufzeit 

über der Rendite der zehnjährigen Bundesanlei-

he. 

Umweltfreundliches Bauen fördert die Umwelt-

Bank in drei Stufen. Je mehr Ökokomponenten 

in einem Bauvorhaben realisiert werden, desto 

günstiger wird der Zinssatz. So bietet das Institut 

in Stufe drei bei fünf Jahren Zinsbindung 5,1 

Prozent (5,47 Prozent elf.) und bei zehn Jahren 

Zinsbindung 6,1 Prozent (6,43 Prozent eff.), 

jeweils bei 100 Prozent Auszahlung. Aufgrund 

bereits vorhegender Anfragen und den Vorzugs-

konditionen rechnet die UmweltBank nach eige-

nen Angaben mit einem rasch anwachsenden 

Kreditvolumen in den Bereichen Sonnenenergie, 

Wind-, Wasser- und Blockheizkraft, ökologischer 

Landbau und bei der Finanzierung von Niedrig-

energiehäusern. 

Kontakt: UmweltBank AG, Laufertorgraben 6 , 9 0 4 8 9 
Nürnberg, Tel. 0 9 1 1 / 5 3 0 8 - 0 , F a x - 1 1 9 

Verbände 

• B.A.U.M wächst in NRW 
Eine neue Geschäftsstelle in Nordrhein-Westfalen 
hat der Bundesdeutsche Arbeitskreis für Umwelt-
bewußtes Management e.V. (B.A.U.M.) gegrün-
det. Der Schwerpunkt der neuen Repräsentanz 
hegt in der Mitgliederbetreuung vor Ort und 
einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit. Bundes-
weit gehören zu B.A.U.M. e.V. bislang 6 0 0 Unter-
nehmen aller Größen und Branchen. Ziel des 
Vereins ist die Förderung eines vorsorgenden 
und ganzheitlichen Umweltschutzes in der Wirt-
schaft. Weitere Geschäftstellen bestehen in Ham-
burg, Hannover und München. 
Kontakt: B.A.U.M. e.V., Regionalbüro West, c / o mobilité 
Unternehmens- und Kommunalberatung GmbH, Bobstraße 
2 2 , 5 0 6 7 6 Köln, Tel. 0 2 2 1 / 9 2 1 8 2 7 - 1 3 o d e r - 1 4 , 
Fax: 0 2 2 1 / 9 2 1 8 2 7 2 9 
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